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Einleitung 

Der Begriff der Sozialstaatlichkeit1 findet sich, wenn auch in adjek-
tivischer Form, in einer deutschen Verfassung zum ersten MaF aus-
drücklich im "Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland" vom 
23. Mai 19493• Art. 20 Abs. 1 GG konstituiert darin die Bundesrepublik 
Deutschland als demokratischen und sozialen Bundesstaat; Art. 28 Abs. 1 
Satz 1 GG gebietet den Ländern eine Verfassungsordnung, die den 
Grundsätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen Rechts-
staates im Sinne des Grundgesetzes entsprechen muß. Deshalb gehört 
das aus den Artt. 20 und 28 GG i.V.m. den Artt. 1 Abs. 1 und 2 Abs. 1 GG 
hergeleitete und durch Art. 79 Abs. 3 GG geschützte Sozialstaatsprinzip 
nach überwiegender Meinung als eine eigenständige Staatszielbestim-
mung4 und unmittelbar geltendes Recht neben den Prinzipien Demokra-
tie, Republik, Bundes- und Rechtsstaat zu den tragenden Grundsätzen 
unserer Verfassung5• Das Sozialstaatsprinzip hat denn auch im gesamten 
Recht, nicht zuletzt durch das Sozialgesetzbuch vom 11. Dezember 19756, 

in einem Ausmaß Konkretisierung und Stützung7 - wenn auch noch 
keine durchgehende Verwirklichung8 - gefunden, daß heute Befürchtun-
gen laut werden, der Sozialstaat drohe "an seinem eigenen Wachstum zu 
ersticken "9• 

1 Zum Begriff des "Sozialen" ausführlich Conze, S. 20 f.; Schmeling, S. 314. 
2 Wenn man von den Formulierungen in den vor der Verabschiedung des 

Grundgesetzes entstandenen Verfassungen Bayerns vom 2.12.1946, Bremens 
vom 21.10.1947, Hessens vom 1.12.1946 und von Rheinland-Pfalz vom 18.5.1947 
absieht; dazu ausführlicher Hartwich, S. 27; Schachtschneider, S. 21 f., der vom 
"Sozialprinzip" spricht. 

3 EGElS. 1 ff.; Menger, Begriff, S. 42. 
4 Menzel, DÖV 1972, S. 537 ff. m.w.N.; Wege, S. 159 f. (160). 
5 Ausführliche Darstellungen des gegenwärtigen Meinungsstandes in Lite-

ratur und Rechtsprechung, auf den hier nicht eingegangen werden soll, geben 
insbesondere Bull, S. 163 ff.; Menzel, DÖV 1972, S. 537 ff.; Stern, Staatsrecht I, 
S. 688 f.; v. Unruh, DÖV 1974, S. 508; Weinhold, insbes. S. 50 ff.; 67 ff.; Wege, 
S. 164 ff. Kritisch über die Methoden der Auslegung der Sozialstaatsklausel 
Noack, Sozialstaatsklauseln und juristische Methode, 1975; dazu Stern, Staats-
recht I, S. 693 f.; Bull, S. 451; Kunze, Recht und Politik, 1976, S. 191. 

6 EGEl. I, S. 3015 ff. 
7 Schachtschneider, S. 21, 31 f., 71 ff. m.w.N. 
8 Wie hier Achinger, S. 149 f ., anders aber bereits 1955 Fechner, RdA S. 163; 

ähnlich auch 1953 Forsthoff, Begriff, S. 166 und Leitsatz I. 
9 Der Spiegel, Nr. 5, 1978, S. 32. 



12 Einleitung 

Aus verfassungshistorischer Sicht stellt sich dabei die Frage, ob -
wenn auch in den geschriebenen Verfassungen nicht ausdrücklich ent-
halten- in der Verfassungswirklichkeit der Vergangenheit nicht bereits 
Elemente einer Sozialstaatsverfassung vorhanden waren, oder ob nicht 
sogar, wie Ernst Rudolf Huber behauptet, der Sozialstaat im 19. Jahr-
hundert "nicht nur theoretisch entwickelt, sondern auch praktisch ver-
wirklicht wurde"10• 

Diese Ansicht liegt nahe, zumal bereits die Verfassungen des Nord-
deutschen Bundes vom 1. Juli 186711 und des Deutschen Reiches vom 
16. April187112 in ihren Präambeln von der "Pflege der Wohlfahrt des 
deutschen Volkes" gesprochen und damit den Norddeutschen Bund bzw. 
das Reich "auf den Weg der sozialstaatliehen Für- und Vorsorge insbe-
sondere für die sozialbedrohten Schichten" gewiesen hatten13• Auch die 
Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919- die sog. Wei-
marer Verfassung14 - hatte in ihrer PräambeP5 und in ihrem zweiten 
Hauptteil "Grundrechte und Grundpflichten der Deutschen", Ansätze für 
ein umfassenderes Sozialprogramm enthalten, in dem der Staat ein-
zelnen oder Gruppen positive Wohlfahrtsleistungen, den sozial Abhän-
gigen Ein- und Mitwirkungsrechte an der Gestaltung des Soziallebens 
und schließlich bestimmte "Sozialisierungs"-Vorschriften zusicherte18• 

Diese Vorschriften sind jedoch aus verschiedenen Gründen nicht realisiert 
worden und so im wesentlichen Programm geblieben17• 

Die These vom Vorhandensein sozialstaatlicher Elemente in der Ver-
fassungswirklichkeit der Vergangenheit setzt allerdings zwangsläufig 
die wissenschaftstheoretische Erkenntnis voraus, daß sich die Verfassung 
eines Staates nicht in positiven Verfassungssätzen und -gesetzen er-

10 Huber, DÖV 1956, S. 203 -; ders. allerdings abgeschwächt in Rechtsstaat, 
S. 597 und passim; noch weiter Fechner, Freiheit und Zwang, S. 73, wonach sich 
"der soziale Gedanke schon seit dem ersten Drittel des 19. Jahrhunderts über 
den Staat verwirklichte"; ähnlich auch v. Unruh, Grundkurs, S. 208, der den 
"sozialen Rechtsstaat" prinzipiell für bereits im Zeitalter des "Vormärz"- also 
vor 1848- konzipiert hält; a.A. BVerfGE 5, 85 (379); so- allerdings ohne Be-
gründung- auch Wege, S.157. 

11 PrGS S. 817 (818). 
12 RGBl. S. 63 (64). 
13 Huber, Verfassungsgeschichte III, S. 790; bei den Beratungen in der Fauls-

kirehe zu Frankfurt für die "Verfassung des Deutschen Reiches", beurkundet 
am 28.3.1849, in Kraft seit dem 18.5.1849 - und ohne förmliche Aufhebung 
außer Kraft getreten-, konnten sich Forderungen nach sozialen Grundrechten 
nicht durchsetzen; dazu auch Grewe, S. 40; Menger, Begriff, S. 61. 

14 RGBl. S. 1383 ff.; die Verfassung trat am 14. August 1919 in Kraft. 
15 Dort ist von der "Förderung des gesellschaftlichen Fortschritts" die Rede. 
16 Insbesondere Art. 119, 122, 151, 153, 155-165 WRV; dazu Wertenbruch, 

S. 10 ff. (12); zur Entstehungsgeschichte Forsthoff, Verfassungsgeschichte, 
S. 183 f. 

17 Forsthoff, Begriff, S. 170; ders., Verfassungsgeschichte, S.184; Grewe, S. 40; 
Menger, Recht und Staat, S. 21; Schachtschneider, S. 23 f.; Wege, 8.159. 
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schöpft, sondern, wie Ernst Rudolf Huber es ausdrückt, "als ein Gesamt-
gefüge von Ideen und Energien, von Interessen und Aktionen, von In-
stitutionen und Normen in Erscheinung tritt" 18 oder wie Ernst-Wolfgang 
Böckenförde enger formuliert, lediglich "die politisch-soziale Bauform 
der Zeit, den institutionellen und normativen Rahmen, das Gerüst des 
politischen und sozialen Lebens"19 darstellt. Eine Erkenntnis, die nicht 
neu ist, denn bereits in einem Vortrag über Verfassungsfragen vom 
16. April1862 vor dem fortschrittlich-liberalen Bezirksverein in Berlin 
anläßlich des preußischen Verfassungskonflikts hatte Ferdinand Lassalle 
eine weite Definition der Verfassung gegeben20, und so "den Schleier ge-
lüftet, den demokratische Begeisterung am Anfang des 19. Jahrhunderts 
vor das Antlitz der neuartigen Konstitution gezogen hatte"21• Lassalle 
geht von der üblichen Bezeichnung der Verfassung als dem "Grundge-
setz" aus, in dem alle anderen Gesetze ihre Notwendigkeit und ihren 
Grund finden. Er folgert dann, daß es eine "tätige Kraft" geben müsse, 
die alle anderen Gesetze und Rechtseinrichtungen notwendig zu dem 
machten, was sie wirklich sind. Er findet diese Kraft in den tatsächlichen 
Machtverhältnissen, die die wirkliche Verfassung eines Landes dar-
stellen. Geschriebene Verfassungen seien ohne Bedeutung- "ein Blatt 
Papier" -, wenn die tatsächlichen Verfassungen ihnen nicht ent-
sprächen22. Diese Auffassung behielt insofern ihre Gültigkeit, als nach 
allgemeiner Auffassung neben die "faktische Kraft des Normativen"23 

nach jener von Georg Jellinek gefunden "einprägsamen Formel" die 
"normative Kraft des Faktischen"24 gerade auch im Verfassungsrecht 
treten kann, wobei allerdings stets zu klären bleibt "unter welchen Be-
dingungen (und zu welchem Zeitpunkt), wenn überhaupt, die Transfor-
mation von der bloßen realen Existenz in die normale erfolgt"; eine 
Frage, bei der vor allem die Entscheidung über das "ob" niemals ohne 
eine Wertung erfolgen kann25• 

18 Huber, Dokumente I, S. V. 
19 Böckenförde, Verfassungsgeschichte, S. 11, 13; in diesem Sinne auch das 

Bundesverfassungsgericht in BVerfGE 2, 380 (403), wo festgestellt wird: "Das 
Verfassungsrecht besteht nicht nur aus den einzelnen Sätzen der geschriebenen 
Verfassung, sondern auch aus gewissen, sie verbindenden, innerlich zusammen-
haltenden allgemeinen Grundsätzen und Leitideen, die der Verfassungsgeber, 
weil sie das verfassungsmäßige Gesamtbild geprägt haben, von dem er aus-
gegangen ist, nicht in einem besonderen Rechtssatz konkretisiert hat"; ähnlich 
auch Lerche, S. 286. 

20 Lassalle, Werke II, S. 31; dazu auch Ramm, S. 56 f.; Hoegner, DVBl. 1962, 
S. 157; Grewe, Arbeitgeber, S. 40. 

21 Hoegner, DVBl. 1962, S. 157. 
22 Lassalle, Werke II, S. 31, 38, 60. 
23 Tomuschat, S. 116 m.w.N. 
24 Jellinek, Staatslehre, S. 337 ff. 
25 Tomuschat, S. 116, 117 m.w.N., der es jedenfalls für das heutige Verfas-

sungsrecht ablehnt, "dem als Verfassungswirklichkeit apostrophierten Rege-


